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Seminar

"Literatur und Gesellschaft in der ERD 1969/73"

vom l4.-l1.Dezember 1913

veranstaltet vom Deutsch-Französischen Institut 1n Zusam­
menarbeit mit dem Deutschen Akademischen Austauschdienst

Hans Gerd Nutz1nger:
"NEUE FORMEN SOZIALER KONFLIKTE IN DER BUNDESREPUBLIK"
Für die Anmerkungen, die ich Ihnen heute morgen geben kann,
haben Herr Picht und ich bewusst das Thema "Neue Formen sozialer
Konflikte in der Bundesrepublik" gewählt, und zwar deswegen, weil
in der Tat in der gegenwärtigen Situation nicht das Konflikt­
potential das wirklich Neue ist, sondern die Konfliktmanlfestatlo­
nen, die Formen der Konfliktaustragung in unserer Gesellschaft.
Die zentrale These, die ich vertreten würde 1st die, daß im
wesentlichen all jene Faktoren, die den Wlrtschaftsaufschwung in
der Bundesrepublik nach dem 2.Weltkrieg bestimmt haben, sich heute
1n einer neuen veränderten gesellschaftlich-politischen Situation
umgekehrt haben, und wir aus der Phase des potentiellen Konflikts
hinausgetreten sind in die Phase des manifesten Konflikts. Die
wesentlichen Ursachen fUr das Konfliktpotential möchte ich nur
ganz kurz mit ein paar Schlagworten anreissen. Wir können dann
6erue versuchen, in die Details zu gehen.

Ein wesentliches Kennzeichen des Aufschwungs nach dem 2.Weltkrieg
war. das muss man offen sagen, die Restaurierung der alten Pro­
duktions- und Eigentumsverhältnlsse. Was sich nach dem 2.Weltkrleg
in der Bundesrepublik abgespielt hat,' war in der Tat das, was man
anschaulich einen kapitalistischen Wiederaufbau 1m Zeitraffer­
tempo nennen könnte. Mit allen Eigenschaften, die ein derartiger
Aufbau hat. Das wahrscheinlich entscheidende Datum, an dem man die
Entscheidung fUr den kapitalistischen Wiederaufbau fixieren kann,
i~t die Währungsreform 1948, die nicht so sehr die Entscheidung
darUber war, dass man wieder eine stabile Währung hatte. sondern
1m wesentlichen eine Entscheidung darUber, wer die Folgen, die
Lasten des Krieges zu tragen hatte. Konkret bedeutete die Währungs­
reform die Enteignung der kleinen Geldvermögensbesitzer zugunsten
der Besitzer von Sachvermögen, d.h. also in erster Linie zugunsten
der Besitzer von Produktionsmitteln. von Sachwerten. Und es gehört
genau zur Ideologie der Nachkriegsgesellschaft, daß diese tat­
sächliche Restaurierung der Eigentumsverhältnlsse der Zeit vor dem
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2.We1tkrieg sich anschaulich kaschierte in der Vorstellung der
40 Mark, die jeder am 21. Juni 1948 bekommen hat. Die Vergabe von
Geldscheinen war ein sehr oberflächlicher Vorgang, was wirklich
stattgefunden hat, war 1n der Tat die Wiederherstellung der alten
Eigentumsverhältnisse. Und damit war im Grunde die Entscheidung
fUr den Wiederaufbau, in der Form, wie wir ihn erlebt haben, ge­
trofren.

Der wesentliche Faktor, der den kapitalistischen Wiederaufbau
bestimmt hat, war 1n den 50er Jahren eine offene Entscheidung des
Staates zu Gunsten der Akkumulation in privater Hand. Eine Viel­
zahl von Maßnahmen der Investitionsförderung rUhrte zu privater
Vermögensakkumulation, zu Vermögenskonzentration und auch schon
bald zu einer Konzentration von Marktmacht, die ein wesentliches
Funktionselement unserer Gesellschaft, nämlich den Wettbewerb,
beeinträchtigte. In diesem Punkte sind sich marxistisch orientier­
te-ökonomen wie z.B. Jörg Huffschmid (1) mit ökonomen traditionel~

ler Richtung wie etwa Hellmut Arndt (2) oder Hans Otto Lenel (3)
durchaus einig. Die sozialen Konsequenzen dieser Entscheidung
zeigten sich mit einer gewissen Verzögerung. Der kapitalistische
Wiederaufbau befriedigte besser, als es etwa der Aufbau 1n der
DDR tun konnte, die unmittelbaren BedUrfnisse der Bevölkerung.
Er war sehr erfolgreich 1m Hinblick darauf, dass die Versorgung
mit KonsumgUtern rasch wiederhergestellt war. Die sozialen Kün­
sequenzen dagegen - etwa Vermögenskonzentration oder die Konzen­
tration auf den Märkten - brauchten dagegen eine -gewisse Zeit, um
sich erstens sachlich zu entfalten und zweitens ins Bewusstsein
der Bevölkerung zu dringen.

Die Mentalität der 50er und der frUhen 60er Jahre war bestimmt durch
eine einseitige Orientierung am Wachstum des privaten Konsums und,
das muss man dazu sagen, der privaten Investitionen. Es ist eine
ganz interessante Tatsache, dass im Verhältnis zur DDR bis in die
Jüngsten Jahre hinein, die Bundesrepublik eine höhere Investitions­
quote hatte als die DDR. In den Anfangsjahren war sie 1n der Bun­
desrepublik mit etwa 25 % doppelt so hoch wie die der DDR, ganz
im Widerspruch zu den traditionellen Vorstellungen, daß es die
sozialistischen Länder sind, die einen hohen Anteil des Sozial­
produkts in Form von Investitionen tätigen. Ein wesentlicher Un­
terschied besteht natUrlich darin, daß diese Investitionen wesent­
lich von privater Seite getroffen wurden. Das Rezept war eigent­
lich denkbar einfach, man begUnstigte in der Situation des Nach­
kriegsdeutschlands diejenigen; die etwas Vermögen hatten, half
ihnen, ihr Vermögen zu akkumulieren und beschränkte die große
Masse der Bevölkerung auf die Befriedigung von KonsumwUnschen.

Die Orientierung an den GesetzmäSlgkeiten der Marktverwertung, 50

erfolgreich sie im Bereich der Versorgung mit KonsumgUtern und im
Bereich des realen Wachstums war, mußte natUrllch zu einer Unter­
versorgung derjenigen Bereiche fUhren, deren Marktverwertung
nicht oder nur in geringem Maße gegeben war" deren Bereitstellung
aber fUr gesellschaftliche Wohlfahrt in zunehmendem Maße notwendig
1st. Ich will nur einige Beispiele nennen: die Versorgung mit
Bildungse1nrichtungen, wichtige Bereiche der Infrastuktur, der
regionalen Strukturpolitik, die ganze Frage der Umweltbelastung.
All diese Dinge wurden, da sie eben nicht kurzfristig profitabel wa­
ren, in hohem Maße vernachlässigt. Es wurde auch vernachlässigt,
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was in anderen westlichen Ländern durchaus gängig war, die Ein­
richtung von Institutionen gesellschaftlicher Planung und
Steuerung. Sie wissen ja, dass es praktisch bis zum Ende der
Erhard-Ära eine Art von Kapitalverbrechen war, das Wort Planung
auch nur zu verwenden. Als ein Indiz dafUr möchte ich anfUhren,
daß es bis 1966 den Statistischen Ämtern verboten war, auch nur
Zahlen Uber die inter industriellen Verflechtungen zu sammeln
oder, soweit sie diese Zahlen doch hatten, durften sie sie nicht
veröffentlichen, weil man das als, etwas grob gesprochen, SUnde
wider den Geist der Marktwirtschaft verstand. , Was auch zum ideolo­
gischen Klima dieser Zeit gehört und worunter wir auch heute noch
zu leiden haben, ist die UnterdrUckung von Daten etwa Uber die
Vermögenskonzentration, die sich 1m Zuge dieses Prozesses gebildet
hat. Erst in den letzten Jahren haben wir einige, aber auch nur
sehr ungenaue, Zahlen liber das Ausmass der Vermögenskonzentration.

Auf der politischen Ebene entsprach dieser Phase der kapitalisti­
schen Rekonstruktion im Zeitraffertempo das, was man als "CDU­
Staat" bezeichnet hat, mit einer streng antikommunistischen Ideo­
logie, die Reformversuche sehr schnell mit dem Vorwurf des
Ko~nunlsmus belegen konnte. Im Bereich der Politik war es die un­
geklärte Stellung Deutschlands, die auf der einen Seite das Postu­
lat der Wiedervereinigung beibehielt und auf der anderen Seite
eine Integration in den Westen betrieb. Auf der ideologischen Ebene
war es das Konzept der sozialen Marktwirtschaft, das nicht so sehr
darin bestand, dass man wirklich in erheblichem Maße die Markt­
wirtschaft mit sozialen Elementen angereichert hätte, sondern es
bestand wesentlich mehr darin, dass man das, was sich tatsächlich
vollzog, mit dem Attribut sozial bele~te. Erst eigentlich seit
den 60er Jahren wird in dem Terminus soziale Marktwirtschaft"
ein Anspruch verstanden, ein Anspruch auf Ausbau von Maßnahmen
der kollektiven Sicherung und Maßnahmen sozialer Reformen. Eine
wichtige weitere Erscheinung, die wahrscheinlich bis heute noch
festzustellen ist, ist die Identifizierung eines großen Teils der
Bevölkerung mit dem sogenannten Wirtschaftswunder als eine Art von
Ersatz-Identifikation,als eine Art Ersatz-Nationalismus. Und daraus
erklärt sich meiner Meinung nach eine gefährliche Instabilität der
politischen Verhältnisse, weil wirtschaftliches Wachstum und Wirt­
schaftswunder etwas ist, was sich sehr' schnell verändern kann,
was keineswegs auch nur unter der Kontrolle der einheimischen
Wirtschaft liegt.

Welche Faktoren haben nun das Konfliktpotentlai, das ich hier
summarisch angedeutet habe, manifest gemacht? Da stellt sich etwas
ganz Interessantes heraus. Es waren dies weniger die direkten
ÖKonomischen Bewegungen, sondern deren Artikulationen, die Uber­
artikulationen marginaler ökonomischer Veränderung im Bereich der
Politik und im Bereich des geistigen Lebens insbesondere der Lite­
ratur. Man kann sehen, daß ganz geringen ökonomischen Veränderungen
eine sehr starke Artikulation im Bereich der Literatur entspricht.

Auf der politischen Ebene war es vor allen Dingen die Veränderung
der weltpolitischen Situation seit etwa 1960, mit dem Beginn der
Entspannungspolitlk und mit der veränderten Rolle Deutschlands in
Mltteleuropa, die sukzessive zur Aufgabe des ohnehin illusori­
schen Wiedervereinigungsgedankens führte. Und damit zusammenhängend
ergaben sich zunehmende Krisen des politischen Systems mit erheb­
lichen RückWirkungen im geistigen Lebenj die wichtigste Erschei­
nung war wohl die sogenannte Splegel-r~ise des Jahres 1962, die
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zum ersten Mal einen deutlichen Gegensatz zwischen dem poli­
tischen System und den Intellektuellen schuf. Es kommen dazu
dann die Korruptionsaffären der späten CDU-Zeit.

Das zweite entscheidende Datum lässt sich sehr leicht lokalisie­
ren: es war die Wirtschaftskrise 1966/61. Wenn Sie schauen, was
ökonomisch passiert ist, war es herzlich wenig. Die Arbeitslosen­
zahl stieg von 1 %auf 2,1 ~, eine Zahl, die im Vergleich mit
anderen Nationen noch als Uberbeschäftigung gelten kann, die aber
in Deutschland einen ganz erheblichen Schock hlnterliess. Auch
entsprach diese Krise keinem traditionellen Bild, es kam praktisch
nur zu einer Stagnation der Wirtschaft, aber keineswegs zu einem
merklichen Einbruch in der ökonomischen Aktivität. Eine Folge
allerdings ergab sich aus den Schwierigkeiten der gegenwärtigen
Situation. Die Krise 1966/61 konnte nur deswegen so schnell über­
wunden werden, weil sich in jenem Zeitraum die deutsche Wirtschaft
ganz erheblich am Export orientierte. Was an inländischer Konsum­
und Investitionsnachfrage ausfiel, wurde weitestgehend ersetzt
durch Exportorientierung. Und diese Exportorientierung wurde in
den folgenden Jahren beibehalten und sie bedingt die hohe aussen~

wirtschaftliche Verflechtung und die hohe Abhängigkeit der deut­
schen WIrtschaft von internationalen Veränderungen.

Auf der politischen Ebene führte, wie Sie wissen, die Wirtschafts­
krise zur Ablösung der CDU-Alleinherrschaft durch die große
Koalition. Sie fUhrte also erstmals dazu, daß die SPD, die große
Oppositionspartei, regierungsfähig wurde. Auch im Bereich des
intellektuellen Lebens, das hat Herr HeissenbUttel schon beschrie­
ben, fUhrte dies zu einer Aufspaltung der intellektuellen Bewegung,
in den Teil, der sich weiterhin an der SPD orientierte und den
Teil, der darUberhinaus ging. FUr die Intellektuellen war natUr­
lieh das ganz Entscheidende in Jener 31tuation das Fehlen einer
politischen Alternative. Die Hoffnungen, die man bisher in die
SPD als eine reale Alternative gesetzt hatte, gingen verloren und
in den Augen vielen Intellektueller erschien Ja damals gerade die
SPD als der Vollstrecker einer zunehmenden Faschisierung des
politischen Systems, wie es sich in Einrichtungen wie "Global­
steuerung", "konzertierte Aktion~ und "mittelfristige Finanzpla­
nung" und, ich glaube wohl am entscheidendsten, in der parlamen­
tarischen Verabschiedung der Notstand~gesetze zeigte. Soweit ich
mich an jene Zeit erinnere,' war gerade dieses letzte Datum und
nicht etwa reale WidersprUche im Produktionsbereich das entschei­
dende Faktum, aus dem sich die studentische und 'intellektuelle
Protestbewegung her rekrutierte.

Zugleich wurde in jenem Zeitraum die zunehmende Bedeutung der
öffentlichen GUter erkannt. Seit etwa 1964 wurde die Bl1dungs­
katastrophe 1n den Bereich des öffentlichen Bewusstseins gehoben
und seit Jener Zeit auch erwies sich die Labilität der traditio­
nellen Un1versitätsstruktur angesichts wesentlich steigender Stu­
dentenzahl. Gleichzeitig wurden eben Jene Fehler der 50er Jahre ­
die einseitige Orientierung am privatwirtschaftlichen Profit ­
erkennbar, und zwar dadurch, daß wichtige Bereiche der Infra­
struktur unterversorgt waren, dass sich die Folgen der Umweltbe­
lastung zeigten und auch dadurch, daß die t~adltlonelle Energ1e­
politik an ihre Grenzen kam. Es ergab sich damit im politischen
Leben eine abnehmende Integrationskraft des politischen Systems
und eine Entfremdung eines großen Teils der Intelligenz. Man
kann also zusammenfassend sagen, daß die W1ederaufbauphase etwa
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mit dem Jahre 1966/67 als abgeschlossen gelten kann. Ihre
materielle Grundlage war das Erreichen eines gewissen Mindest­
niveaus der KonsumgUterversorgung, die es erlaubte, weitergehende
Ziele zu verfolgen; die es etwa der Gewerkschaft zur Pflicht
machte, Uber den Bereich der Lohnpolitik hinauszugehen und etwa
die Arbeitswelt in ihre Uberlegungen mit einzubeziehen. Verstärkt
wurde diese ökonomische Veränderung, die in zahlen gerechnet an
und fUr sich gar nicht 50 gross war, durch das Zusammenfallen des
Zeltrau~66/67 mit dem in Erscheinungtreten der ersten Nachkriegs­
generation, die nicht mehr geprägt war von dem Wiederaufbauge­
danken der 50er Jahre. Damit wollte ich meinen tour d'horizon
über die Entwicklung in den 50er und 60er Jahren abschliessen und
zu einigen Fakten der gegenwärtigen Situation kommen, die sich
meiner Meinung nach nur auf diesem Hintergrund erklären lassen.

Die Identifikation eines Großteils der Deutschen mit dem Wirt­
schaftswunder, mit wirtschaftlichen Produktionsziffern, mußte einen
erheblichen Schlag erleiden in dem Maße, als diese wirtschaftlichen
Ziffern im Zeitlauf abnahmen. Wenn wir etwa die Wachstumsphasen
1950 bis 1959 vergleichen, so haben wir ein durchschnittliches
Wachsum von ungefährt 8 % real des Bruttosozialprodukts mit einer
Spitze von 12,8 % im Jahre 1950 und einem Minimum von ~,3 ~ im
Jahre 1957. Die nächste Dekade 1960 bis 1969 bringt nur noch ein
durchschnittliches Wachstum von etwa 4,5 % mit einem Maximum von
8,8 % 1960 und einem Minimum von -0,3 ~ im Jahre 1967, im Jahre
der Wirtschaftskrise.

FUr die Jahre ab 1970 ergibt sich nun eine entscheidende Verände­
rung. Die Wachstumsraten gehen nicht weiter zurUck, sie bleiben
etwa 1n dieser Höhe, aber gleichzeitig setzt eine Erscheinung aus,
die man bis dahin immer hatte, nämlich die Erscheinung, daß Preis­
auftriebstendenzen durch konjunkturelle AbscpwUnge wieder gebremst
werden. Aus Inflationsraten von 2 bis ~ ~ kam--rnan nun in einen Be­
{'eich von 4, 5. 6, 7, und gegenwärtig nahezu 8 %. Und gerade diese
Inflationsraten, so würde ich sagen, sind ein ganz wesentlicher
Grund fUr die gegenwärtigen sozialen Konflikte. Sie sind eine we­
sentliche Ursache dafUr, daß die Gewerkschaften ihre traditionell
zurückhaltende Lohnpolitik nicht mehr fortfUhren können. Ein we­
sentlicher Inflationsfaktor der Jahre bis 1970 war die sogenannte
importierte Inflation. Damit ist die Tatsache gemeint, daß 1n dem
System fester Wechselkurse die DM unterbewertet war, d.h. daß im
Verhältnis zu den wichtigsten anderen Industrleländern die deut­
schen Exportprodukte zu billig angeboten wurden. Der Preisauf­
triebseffekt dieser Unterbewertung erklärt sich daraus, daß die
KonKurrenz des Auslandes relativ schwach ist; es werden zu wenig
Güter importiert, d.h. zu wenig ausländische GUter konkurrieren
auf dem inländischen Markt und es werden zu viel inländische GUter
abgezogen für den ausländischen Markt. Das ist auf eine einfache
Formel gebracht das Phänomen der importierten Inflation. Dieses
Phänomen beruhte, wie ich schon gesagt habe, wesentlich auf dem
System fixierter Wechselkurse, wie es 1944 auf der Währungs­
konferenz von Bretton Woods beschlossen worden war. Dieses
traditionelle System erwies sich angesichts unterschiedlicher
Preisveränderungsraten in den wichtigsten Industrieländern als
nicht mehr runktionsfähig. Es gab immer häufigere und immer schnel­
lere Veränderungen 1n den Paritäten, und zwar abrupte Veränderun­
gen, da eine gleitende Veränderung etwa Uber Marktgesetzmäßigkei­
ten ja gerade dupch dieses System ausgeschlossen war. Auch hier
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zeigt sich, glaube ich, wieder eine ganz wichtige VerknUpfung
ökonomischer und politischer Daten. Die fUhrende Stellung, die
etwa der Dollar im System des Welthandels bis 1965 hatte, wurde
wesentlich geschwächt durch die Inflationierung der amerikanischen
Währung im Zusammenhang mit dem Vietnamkrieg.

Nun bedeute die Exportüberorientierung der deutschen Wirtschaft
in verschiedener Hinsicht eine ernstliche Gefahr. Unter dem Ge­
sichtspunkt der, wir nennen es in der Ökonomie der welfar Econo­
mies, d.h. des optimalen Einsatzes der Ressourcen fUhrt sie dazu,
dass wichtige Bereiche der deutschen Volkswirtschaft in Verwen­
dungsrichtungen arbeiteten, die garnlcht die höchsten Erträge er­
brachten, sondern die nur deswegen so hohe Erträge erbrachten, weil
die deutsche Währung im Verhältnis zu den anderen Währungen eben
unterbewertet war, d.h. man hat Dinge produziert, obwohl welfar­
theoretisch gesehen da garnicht die günstigste Verwendungsrichtung
war; diese ergab sich vielmehr durch ein institutionelles Faktum,
eben die Festsetzung der Wechselkurse. Nun haben wir Ja seit An­
fang dieses Jahres das sogenannte Blockfloating, d.h. einige west­
europäische Länder haben sich zu einem Verbund zusammengeschlos­
sen und lassen ihre Währungen im Verhältnis zueinander fest und
und im Verhältnis zu anderen Ländern, insbesondere zur. USA, wird
jetzt der Kurs dieser Währungsgemeinschaft durch den Markt be­
stimmt. Und das hatte tatsächlich einen Dämpfungseffekt, aber
einen Dämpfungseffekt, der wesentlich geringer war als man ange­
nommen hatte, und zwar einerseits, weil in den meisten anderen
Industrieländern die Inflationsrate noch höher war, insbesondere
für diejenigen GUter höher war, die Deutschland vorzugsweise ex­
portierte. Außerdem haben wir seit etwa einem Monat die Tatsache,
daß der Wert des Dollars wieder zu steigen beginnt, was einen
zusätzlichen Exportboom mit sich bringt.

Was vielleicht noch wichtiger ist als diese zu starke Export­
orientierung der deutschen Wirtschaft als Aggregat betrachtet, ist
die StrUktur des AußenhandeIs. Berechnungen der OECD haben ergeben)
daß die deutsche Wirtschaft eine Struktur hat wie sie Amerika
vor etwa 10 Jahren hatte. D.h. eine 3truktur, die noch durch die
traditionellen Bereiche bestimmt ist, insbesonder~ durch Maschie­
nenbau und Schwerindustrie und insbesondere Kraftfahrzeuge. Und
auch die Struktur des deutschen Exports beruht wesentlich darauf.
Nun zeigt sich aber, dass jede entwickelte Industrienation eine
Verlagerung durchmacht vom Bereich dieser Industrien in den Be­
reich der Leichtindustrie' und vor allem in den Bereich der Dienst­
leistungen, des sogenannten tertiären Sektors. Und da zeigt sich
bei der Bundesrepublik, daß der tertiäre Sektor, sowohl was
seinen Anteil am Bruttosozialprodukt als auch insbesondere was
seinen Anteil am Export betrifft, unterentwickelt ist. Und wlr
wissen, daß aus verschiedenen Gründen die kUnftigen Wachstumschan­
cen einer Volkswirtschaft wesentlich davon abhängen, wie sich die­
ser tertiäre Sektor entwickelt. Und es ist nicht nur so, daß der
Bestand, also der statische Anteil des tertiären Sektors, bei uns
noch relativ gering ist, sondern daß auch in den letzten Jahren
die Wachstumsrate relativ gering 1st. Es gibt in dem Artikel im
'Economis~ (4),den Herr von Beyme schon erwähnt hat, eine anschau­
l~che Statistik, die zeigt, daß Deutschland 1n dieser Beziehung
ein ganz atypisches Profil hat. Sowohl der Anteil als auch die Zu­
wachsraten des tertiären Sektors sind unterproportional niedrig.
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Eine weitere Konsequenz dieser Struktur des Aussenhandels ist
eine hohe Abhängigkeit der deutschen Binnenkonjuktur von der Aus­
landskcnjunktur. Maschinenbau und Kraftfahrzeuge sind typischer­
weise Produkte, die auf einen Konjunkturumschwung sehr rasch rea­
gieren. d.h. in einer Rezession wird die Nachfrage nach diesen
GUtern sehr rasch fallen, während die Nachfrage nach Dienst­
leistungen sehr viel weniger konjunkturabhängig ist. Es hat zur
Konsequenz, daß die deutsche Wirtschaft sehr stark von der inter­
nationalen Wirtschaft abhängt, d.h. die Binnenkonjunkturpolitik
wird zunehmend unwirksamer. Diese Tatsache erweist sich natUrlich
schon darin, daß der traditionelle Abstand, den die deutsche In­
flationsrate gegenUber den Inflationsraten vergleichbarer Industrie­
länder hatte, geschrumpft ist, und daß Deutschland heute auf dem
Ublichen Niveau liegt.

Was hat das nun mit sozialen ~onrlikten zu tun? Meine Behauptung
ist, daß gerade dieses Inflationsphänomen, dessen Komponenten ich
tben angedeutet habe, zu einer Umorientierung im Verhalten der
Sozialpartner führte. Die Inflation hatte fUr die Arbeiter die
Y.onsequenz, daß nicht nur ein großer Teil des Lohnzuwachses in
Preiserhöhungen draufgingen, sondern sie hatte außerdem die Kon­
sequenz, daß die sogenannte Grenzbelastung der Einkommenszuwächse
zunahm. D.h. von jeder zus~tzllch verdienten Mark gingen immer mehr
in einerseits inflationsbedingte Mehrausgaben, andererseits aber
in Sozialabgaben und Steuern. Wie Sie wissen, knüpft ja die Be­
steuerung in der Bundesrepubllk wie 1n den meisten anderen Ländern
an die Nominalwerte an.

Und dadurGh, daß die Oeldentwertungsrate sich beschleunigt hat,
gab es eine heimliche Steuererhöhung, mit einer ganz bedeutenden
Verschiebung im SteuergefUge. Die Steuer mit der höchsten Zuwachs­
rate ist gegenwärtig die Lohnsteuer.

'"

~'Jun, was he1sst das fUr die Arbeiter in den Betrieben·~ Das heisst
fUr die Arbeiter in den Betrieben, daß der Kontakt zwischen Ent­
lohnung und Endleistung, also das traditionelle incentive-Motiv
unserer W~rtschaft wesentlich gestört war. und insbesondere gerade
im 3erelch der mittleren Einkommen. Der Effekt, daß von Jeder zu­
sätzlich verdiensten Mark etwa 5C % in Steuern und Sozialabgaben
gehen, wurde für diesen Bereich noch verschärft durch die Tatsache,
daß wir gerade im mittleren Bereich einen großen Anteil von soge­
nannten Freigrenzen haben, z.E. ~renzen fUr die Bereitstellung
von Wohngeld und anderen UnterstUtzungen. Es konnte daher jeman­
dem passieren, daß er durch eine marginale Einkommenserhöhung
über eine Freigrenze hinaus kam und dann Anspruch auf gewisse
Sozialleistungen verloren hat, daß er sogar Netto weniger als
zuvor hatte. Und das ist, glaube ich, ein ganz wesentliches
Phänomen, das zur sozialen Unzufriedenheit der Arbeiter fUhrte.

:;un ist es natUrlieh in der deutschen Diskussion eine traditionelle
Frage gewesen, wer ist an Prelserhöhungen schuld? Die traditionelle
Antwort, die man immer gegeben hat war, daß es die Gewerkschaften
waren. Nun 1st die Frage, wer an Lohnerhöhungen schuld ist, für
den ökonomen Überhaupt keine relevante Frage, denn es handelt sich
hier um Funktionszusammenhänge und nicht etwa um die Frage einer
moralischen Verantwor'tung. Die Gewerkschaften verhalten sich na­
türlich ganz entsprechend der ökoncmischen Theorie, wenn sie ver­
suchen, ihre Mar~tchancen auszunUtzen. Und man muß im Gegensatz
zu dem, was Herr von Beyme gestern gesagt hat, feststellen, daß
die Gewerkschaften in den letzten ~ahren erfolgreich waren. Die
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Statistik zeigt, daß nicht nur die tatsächliche Lohnquote seit
1960 ständig zugenommen hat, von 60,6 %auf gegenwärtig 69,8 %,
sondern auch die rechnerische Lohnquote, wenn auch wesentlich ge­
ringer. Die rechnerische Lohnquote, das ist jene Grösse, die uns
angibt, um wieviel der Anteil der Arbeiter zugenommen hat unter
BerUcKsichtigung der Tatsache, daß gleichzeitig der Anteil der
Arbeiter an den Gesamtbeschäftigten zugenommen hat; also der
Effekt, daß heute ein grösserer Anteil der Beschäftigten Arbeiter,
Angestellte und Beamte sind, dieser Effekt ist in dieser zweiten
Grösse schon inbegriffen. Man sieht fUr die Jahre 1960 bis 1969
eine relative Konstanz dieser rechnerischen Lohnquote und man
sieht rUr die Jahre 1968 bis 1973 eine, wenn auch relativ schwache
Steigerung. D.h. also, daß die Lohnpolitik der Gewerkschaften in
diesen Jahren in der Tat erfolgreich war. Man kann das auch darin
sehen, daß der Anteil der Löhne an den Umsätzen, das Verhältnis
von Lohnsumme zu Umsätzen in der deutschen Industrie zugenommen
hat. Das 1st ein guter Indikator dafUr, dass es nicht gelungen ist,
die Mehrkosten voll in den Preis zu Uberwälzen,denn dann hätten diese
Relationen konstant sein mUssen. Daß aber gleichwohl" diese erfolg­
reiche Politik eben nicht dazu fUhrte, dass die traditionelle
Fried11chkeit an der Tariffront herrschte, beruht wesentlich auf
dem von mir genannten Effekt der Inflation, daß eine von den Ge­
werkschaften erkämpfte Lohnerhöhung eben durch Steuern, durch
Sozialabgaben, durch Preiserhöhung und durch den Effekt der Frei­
grenzen weitgehend aUfgezehrt wurde iri manchen Fällen sogar zu
mehr als 100 %.

Daraus ergab sich, das ist mein letzter Punkt, die Notwendigkeit zu
einer Neuorientierung der Gewerkschaftspolitik. Ich habe Ihnen
~estern einen Ausschnitt aus dem Sachverständigengutachten verteilt
(5), der die wichtigsten Daten zeigt. FUr das Jahr 1973 können Sie
einen ganz typischen Umschwung in der Lohnpolitik feststellen.
Wenn Sie die Tabelle auf der Seite 46 ff nehmen, stellen Sie fest,
daß noch 1m Oktober 1972 in der konzertierten Aktion eine Uberein­
stimmung darüber geherrscht hat, daß sich die "Wirtschaft der An­
fangsphase eines verhaltenen Konjunkturauftriebs befindet", und
daß die "Bekämpfung des Preisauftriebs" gegenwärtig die "Hauptauf'­
gabe der Wirtschaftspolitik" bilde. Daß diese Ubereinstimmung
wirklich herrschte, zeigt sich in den ersten TarifabschlUssen des
Jahres 1973.

Vergleichen Sie die Zahlen, die auf Seite 46 angegeben sind (6).
Das erste Datum, was da angegeben ist, ist der Oktober 1972. Die
konzertierte Aktion nennt als Ziel der Wirtschaftspolitik das
traditionelle Ziel des Prelsauftriebs. Und die Gewerkschaften haben
das, wie man auch sieht, ernst genommen. In den Monaten Januar bis
Mai werden Sie Lohnerhöhungen unter 10 %feststellen, es sind
9,5 %, 8,5 %, ja im öffentlichen Dienst waren es gar nur 6 %. Und
das waren die Zahlen, die den Empfehlungen des Sachverständigen­
rates entsprachen. Der Sachverständlgenrat, ein Gremium von 5 unab­
hängigen ökonomen, hat das Konzept der sogenannten kostenniveau­
neutralen Lohnpolitik entwickelt, d.h. die Zahlen desSachverstän­
digenrates sagen, wie hoch Lohnerhöhungen sein dürfen, wenn die Ver­
teilung sich nicht ändern soll. Eine Lohnerhöhung kann zwei Folgen
haben, einmal kann es eine Erhöhung der Preise zur Folge haben,
zum anderen eine Erhöhung der Lohnquote. Wenn die Unternehmer nicht
bereit sind, diese Verschlechterung ihrer Verteilungsposition zu
akzeptieren, werden sie versuchen, das Uber PreisUberwälzungen zu

- 9 -
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machen. In der Tat haben wir beldes gehabt, wir haben sowohl
eine Erhöhung der Lohnquote gehabt wie auch eine Erhöhung der
Preise. Und nun 1973 gab es eine relativ große Ubereinstimmung
darUber, daß man von dieser Phase wegkommen mUsse. Als sich aber
dann zeigte, im Mai dieses Jahres, daß diese Vorleistung der Ge­
werkschaft keineswegs zu einer Beruhigung der Preissituation ge­
fllilrt hat, sondern daß aus GrUnden, die vor allen Dingen in der
Aussenwirtschaft zu suchen sind, der Preisauftrieb sich sogar noch
beschleunigt hat, da gab es die Kehrtwende in der Lohnpolitlk mit
Abschlüssen Uber 10 %, die sich nun fortsetzen fUr das Jahr 1974
1n Lohnforderungen von 15 bis 20 ~. Es 1st ganz klar, daß diese
Lohnforderungen, wenn sie durchgesetzt werden können, zu einem
weiteren Anstieg der Preise führen werden.

Auf dieser Tabelle (7) findet sich aber auch noch der letzte dieser
AbschlUsse vom Oktober 1973, der mir fUr die Beurteilung unseres
Themas sozialer Konflikte besonders wichtig zu sein scheint. Es
betrifft den geographischen Raum, in dem wir uns hier befinden,
nämlich das Tarifgebiet Nordwürttemberg!Nordbaden. Hier gab es zum
ersten Mal einen Arbeitskampf, der sich nicht direkt auf die Er­
höhung von Löhnen bezog, sondern der eine interessante Neuorientie­
rung der Gewerkschaften manifestiert. Man einigte sich auf einen
neuen Lohnrahmen fUr Leistungslöhne der Akkord-, Prämien-, Lohn­
und Fliesbandarbeiter, und dieser neue Lohnrahmen sieht vor, daß
der Akkordverdienst nicht mehr 1n Höhe von 100 %gesichert ist,
wie das traditionell war, sondern in Höhe von 125 %des Tarif­
lohnrlchtsatzes. Wenn also aus von den Arbeitnehmern nicht zu ver­
tretenden GrUnden die Akkordleistung nicht erfüllt werden kann, er­
halten sie nicht 100 % sondern 125 % des Tariflohnsatzes als garan­
tiertes Mindestlohneinkommen. Weiterhin wurde durchgesetzt eine be­
zahlte Grunderholungszelt von 5 Minuten pro Stunde je Leistungs­
löhner und schliesslich ein Verdienst- und KUndigungsschutz fUr
ältere Arbeitnehmer. Für die Arbeitnehmer im jungen Alter, zwi­
schen 20 bis 30 Jahren, hat dieser Abschluss so gut wie keine Lohn­
folgen, weil sie es ohnehin sind, die immer an der Spitze der
Akkordarbelter liegen. FUr sie hat auch der Verdienst- und KUndi­
gungsschutz keine grosse Bedeutung. Aber gerade fUr diejenigen
Arbeitnehmer, die nicht mehr an der Spitze der Leistungsskala
liegen, hat dieser Tarifabschluss eine entscheidende Bedeutung.
Und Uber diesen lokalen Raum hinaus ist dieser Arbeitskampf und
dieser Tarifabschluss insofern bedeutend, weil die Gewerkschaften
erkannt haben, daß heute ein Zuwachs an Lebensqualität nicht mehr
mit den traditionellen Mechanismen der Lohnerhöhung zu erreichen
ist, sondern daß er in einer Veränderung der Arbeitsbedingungen
liegen muß, in einer Verbesserung der sozialen Position der Ar­
beitnehmer. Und ich glaube, daß die Gewerkschaften wirklich gut
tun, diese Politik weiter zu verfolgen.

Zum Schluß möchte ich noch auf einen Punkt eingehen - ich habe
viele andere Fragen ausgelassen - zur Frage der wilden Streiks.
Herr von Beyme hat gestern Zahlen genannt, die besagen, daß 1n
der Bundesrepublik das Verhältnis der gesetzlichen zu den wilden
Streiks 45 %zu 55 % beträgt. Er hat daraus die Konsequenz ge­
schlossen, daß die Gewerkschaften die Erwartungen ihrer Mitglieder
nicht mehr voll befriedigen, was sich darin zeige, daß prozentual
weniger gewerkschaftlich als von den Arbeitnehmern selbst organi­
sierte Streiks stattfinden. Diese Schlußfolgerung erscheint mir
etwas zu kurzsichtig, denn sie berUcksichtigt nicht die spezifi­
sche Ausgestaltung des deutschen Arbeitsrechts. Nach dem deutschen

- 10 -
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Arbeitsrecht besteht eine absolute Friedenspflicht der Gewerk­
schaften als Vertragspartner, als Tarifpartei, und des Betriebs­
rates als Mitbestimmungsinstitution. Es gab 1955 einen Streik in
Schleswig-Holstein, da haben die Gewerkschaften, die fUr die Lauf­
zeit der Tarifverträge an die Friedenspflicht gebunden sind, aus
verständlichen GrUnden einen Streik organisiert und wurden dann
von Gerichten zu hohen Schadensersatzforderungen und Schadenser­
satzzahlungen verurteilt und seit jener Zeit halten sich die Ge­
werkschaften zurück. Was aber tatsächlich stattfindet ist eine
Art von Doppelspiel mit verteilten Rollen. Die Gewerkschaften sagen
häufig ihren Arbeitnehmern, wir als Tarifpartei können während der
Laufzeit der Verträge keinen Streik organisieren, aber ihr könnt
das tun und wir gewähren euch Rechtsschutz und wir werden euch un­
terstUtzen. Und meistens, das war auch in diesem Jahr wieder der
Fall, als die Arbeitnehmer in den Betrieben ihre Inflationszulagen
erstreikten und erkämpften, meistens kommen dadurch die Gewerk­
schaften und die Betriebsräte in die fUr sie angenehme Position
des Schlichters zwischen den Unternehmern und den wilden Strelkern.
Eine wesentliche Komponente der wilden Streiks ist die Tatsache,
daß rechtlich die Gewerkschaften rUr die Laufzeit der Verträg~

an diese gebunden sind, daß aber dann, wenn eine außergewöhnliche
Entwicklung eintritt, sie faktisch durch ihre Mitglieder diese
Streiks doch durchfUhren können. Also faktisch sind diese wilden
Streiks zu einem großen Teil (nicht immer, es gibt auch Situationen,
in denen die Gewerkschaften schlafen) prakt1sc~ Streiks, die die
Gewerkschaften nicht offiziell fUhren dUrfen. Insofern, glaube ich,
kann man nicht unbedingt sagen, daß die Gewerkschaften in dieser
Beziehung unter einem starken Druck der Mitglieder stehen. Sie ste­
hen allerdings im Moment unter einem starken Druck der Mitglieder,
um zu einem Ausgleich der inflationsbedingten Einkommensminderung
zu kommen. Für die gegenwärtige Situation, die gekennzeichnet 1st
durch eine weitere Verlangsamung des wirtschaftlichen ~achsturns

und durch die Energiekrise, glaube ich aber, daß solche Lohnforde­
rungen den kurzfristigen Interessen der Arbeitnehmer weniger ent­
sprechen werden, als ein Fortsetzen der Politik, wie sie die
lG-Metall hier eingeleitet hatte, nämlich eine Fortsetzung der Poli­
tik der Verbesserung, der Humanisierung der Arbeitswelt. Und zusam­
men mit der Durchsetzung der Mitbestimmungsforderung und zusammen
mit Konzepten der sozialen S1cherung ergibt sich hier ein Ansatz­
punkt, daß all die kritischen Impulse, die wir in den letzten
10 Jahren in der Bundesrepublik gehabt haben, wirklich umgesetzt
werden können 1n eine reale Reform unserer Gesellschaft.
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IDie Gelprieh.part..er Itlmmen darin überein, d.6 lieh
die welldeuI.ehe Wirtschaft In der Anlang.ph...
eines verhalteneo KonjunkturaufschwuDgs befindet,
die Bekämpfung dei Preisauftriebl bild. gegenwärtig
dIe Hauplaufgabe der Wlrtlchoft.polillk.

Der BeHragllotl In der ge.ellHehen Renlenvenlehe·
rung wird ob I. Januar 1913 von 17 vH au/ 18 vH er·
höntj die Beltnglbemeuungsgren10 wird von 2100 DM
auf 2300 DM ongebob.n..
Ab I. Januar 1973 werd... dl. Un/allrent.n um 11,9
vH erböht.

I Die Geldleiltungen werden mit Wirkung vom t. Ja..
: nuar 1973 um 9,5 vH angehoben.
I
i Die Tarifpartner einigen lieh aut eiDe Erhöhung der
Iroriflöhne um 0.46 DM je Stunde und der Tarif·
Igehälter um 8.5 vH, tOr den tariflosen Monat Dezem-

I
her 1971 we,den pau.chal 100 DM brullo gOlahlt.

T.rlflich vereiDbut werden LohD- und Geh.Userb6­Ihuog um 6 vH luzOglich ein.. Sockelbetrage. VOD
I monatlich 40 DM.
!
!Die Vereinbarungen lehen für die meisten Tarif·
I bereich. ,ari/Hche Lohn· und Gehalt.erhöhungen um
\e.5 vH sowie zusätzliche AnhebuDgen in den unteren
ILohngruppen vor. In SÜd...ürttemberglHohenlollem
: und in Südbaden werden die Löhne um 9,. vH er­
Ih6ht.

IDie Tariflöhne und -gehlIter werden um 8,8 vH er·
'I h6htllDd da. Urlaub.geld VOD 35 vH auf 40 vH .1....
Monatseinkommen. _Dgehobe..

Lohnerh6hUDgen um 8 vH bis 8,.5 vH werdeo larU·
lieh vereinbart.

Die Tarlll6hne und -gehaUer werdeD um' 8.5 vH bls
I 10 vH angeboben. in einigen T4rlfbereichen wird em
llngerer Urlaub vereinbart und dal Urlaubsg.ld .r·
höht.

Vermögenswirksame Leistungen von monatlich 26 DM
werden ab 1. JODuar 1973 vereinbart (Bundesg.bl.tIohDe Sa.rlond).

I In eiDigen Torilberelchen werden du Urloubsg.ld
J erhöht und die Urlaubsdauer verlängert.

I
ln der Auuproche Ober die Wlrtschaft.lag••Iem...
die Beleiligten /ell, daa llch die konJunklwellen Auf·
lJiebikrCifte in der Bundesrepublik Mit dem Herbst
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Monat Anzahl der

Begünstigten
-------------------- ---------------------
1973

Juli

IPauschalzahluug von 2BO DM, die in vier Mondlslilten
von jeweils 70 DM ausuezahlt wird,

Stcinlc.ohlenbergbau 230000 Die Tariflohne und -gt!hcilter werden au I. Augu~t I

1973 um 9,6 vii erhöhtj tur uen taflfl~sen MOII.:st Juli ;
wird eine Zahlung von 105 DM hrutto tlldel!»tl·\. f),\!j ;

Weihnachtsyt:ld wild H03 um 175 DM duf ti7-S uM

ang~hobcn.

September Dffentlicher Dienst,
Bundesbahn, Bundespost

1820000 Das Weihnllchlsgeld wird von bisher 661/1 vB auf
100 vii eines M0nalseinkommenl erhöht.

Oktob~r I Metallindustrie
I
I

I Nach einem kurzen Arbeltskampf In der M~tall·

induatrie von Nordwürltemberg, Nordbaden cllllgcn
sich die Tarifpartner auf einen neucn Lohnrdhm~1I lur
Leistungslohne der Akkord-, Prämienlohn· und hlcr~­

bandarbeiter sowie auf einen neuen Mdnteltdrdvcr­
lrag. Unter anderem ist vorgt:schen. eine Akkordver·
dienstsicherung von 125 vB des Tarlflohnrldll,)dlles

im Betriebsdurchschnilt lab 1976: 130 vH) sO ....'le dlEl

Einräumung einer Grunderholungszeil von funt !\!anu­
len je Slunde fur alle Lelslungs!öhncr. Hinzu klImmt
ein nach Aller und Dduer der B~lflebs'Zug~horlqkelt

gesldffeller Verdienst- und Kündigungsschutz tur
allere Arbeitnehmer.
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Diskussion zum Thema

Hans Gerd Nutzinger: "NEUE FORMEN SOZIALER KONFLIKTE IN DER BUNDES­
REPTIBETRw--

). DIE_fRAGE NACH DEM TYPISCH DEUTSCHEN KONFLIKT

~Q!~~an!l Was mir beim Referat von Herrn von Beyme und auch jetzt
wieder Sorge macht, 1st das folgende: Wenn man sich das
Problem in der Form der logischen Argumentation anschaut,

dann muss man zwischen notwendigen und hinreichenden Bedingungen unter-
~chelden. Aber es scheint mir. daß man das, was bis jetzt vorgetragen
wurde, zwar als notwendig zur Erklärung der politischen Konflikte in der
Bunaesrepublik Deutschland ansehen ~ann, nicht aber als hinreichend - in
uem Sinne, dass sich diese Bedingungen 1n fast all,~ Industrieländern vor­
finden, dass die Unterschiede zwischen der Bundesrepublik und anderen
=naustrleländern nicht gross genug sind, um die Form des Konflikts in der
Bundesrepublik von Konflikten in anderen Ländern zu unterscheiden. Ich
bin daher ein wenig besorgt, dass dieser ökonomische Ansatz, den wir
gestern und heute hatten, kulturelle und soziale Ansätze im weiteren Sinne
und psychologische Ansätze fast ganz beiseite lässt. Ich finde, daß man
vielleicht dort nach den hinreichenden Bedingungen des Konflikts in der
BJndesrepublik Deutschland suchen muss. Die ökonomischen Bedingungen
s~nd sicher notwendig, sie sind aber vielleicht nicht hinreichend.

DER INSTITUTIONALISIERTE KONFLIKT

Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft

2. Nutzlnger: Ein wichtiger historischer Gesichtspunkt 1st in diesem
Zusammenhang die spezielle, sozusagen deutsche Form, nicht
zu lieben, sondern Konflikte auszutragen. Dies hat eine

lange Geschichte. Nehmen wir als Beispiel die Mitbestimmung: Mitbe­
stimmungsgedanken finden Sie in Deutschland, 1n der Paulskirche, zur sel­
ten Zeit, 1840, während 1n Frankreich die Revolution tobt und die Sozia­
listen glauben, der Sozialismus wäre schon gekommen. Die Geschichte der
t~itbestimmung ist ein ganz typisch deutsches Spezifikum, nämlich die
deutsche Art, Konflikte auszutragen, indem man sie institutionalisiert,
indem man sie sozusagen konstitutionalisiert und indem man Rechte mit
oestimmten Pflichten verbindet. Diese Mitbestimmungsdiskussion und auch
aie Mitbestimmungspraxis ist für die deutsche Situation ganz typisch und
zwar seit 120 Jahren. Neu ist, dass diese Institutionalislerung und
Konstltut1onalisierung von Konflikten teilweise ihre Integrationskraft
verloren hat, dass heute ein Teil, wenn auch ein verschwindend kleiner
Teii, der Arbeiter sich von einer Ausweitung der Mitbestimmung nicht mehr
viel verspricht.

Das hat aber nicht dazu gefUhrt, dass Sie z.B. Bedenken ha­
ben, den Ausdruck "Sozialpartner" zu benutzen. Sie selbst
benutzen diesen Ausdruck ganz selbstverständlich.

4. Nutzinger : Das besagt aber nichts, das ist tt just a name". Nehmen Sie
z.B. die "Gewerkschaftlichen Monatshefte", das theoreti­
sche Organ der Gewerkschaften; da steht auf der Titelseite

ein Spruch von Böckler: danach sollen Vertreter der "Sozialpartner" zu
~ort Ko~men. Da kommt auch manchmal ein Vertreter des Sozialpartners zu
Wort, was aber über den Sozialpartner gesagt wird, das ist nicht das, was
man zu einem Partner sonst sagen wUrde, höchstens nachdem man sich mit
ihm verkracht hat. Ich meine, man sollte dieser Bezeichnung nicht allzu­
viel Gewicht beimessen.

-2-



-2-

5. Hartweg: Ist man in Deutschland mit den institutionalisierten Kon-
flikten nicht ein bisschen am Ende der Weisheit? ,iester-n
hat Herr von Beyme gesagt, dass die Unternehmer wegen Jt:S

Arbeitskräftemangels nicht gerne bereit sind. vor die Gerichte zu gehen.
Stimmt das und wird das auch weiter so sein? Und sehen Sie da einen Aus-
weg?
Ich sehe da ein spezifisches Element der deutschen Entwicklung im Ver­
gleich zu Frankreich vor allem, aber auch natUrlich Italien. Wird das
weiter so andauern, wird das noch ausgebaut werden oder hat das aus­
funktioniert und muss man etwas Neues finden? Die Situation, wie Sie sie
jetzt beschreiben, ist doch so, dass die Gewerkschaften praktisch lahm­
gelegt sind, nur Rechtshilfe - ich weiss, dass das in Deutschland sehr
wichtig ist - aber immerhin doch nur Flankenschutz geben können, im
grossen und ganzen jedoch nicht mehr die Initiatoren sind. Ich habe den
Eindruck, man ist da ein wenig in einer Sackgasse.

6. N~tzinger: Es ist sicher richtig, dass die institutionalisierte Kon­
fliktregelung nicht mehr so gut Klappt wie frUher, aber
doch noch weitgehend klappt. Ich kann das jetzt nicht im

einzelnen belegen, ich habe das nicht untersucht, aber bisher arbeiten
diese Institutionen ganz gut und bisher klappt diese Rollenverteilung
ganz gut. Das Proolem scheint mir eher zu sein, dass es Differenzierungen
innerhalb der Arbeitskräfte gibt, dass die Betriebsräte und die Gewerk­
schaften nicht mehr ungebrochen aie Interessenvertretung der Gesamtar­
beiterschaft übernehmen können. Die Gewerkschaft rekrutiert sich eoen vor­
wiegend aus nur einem Teil der Arbeitskräfte, meistens den besser ausge­
bildeten, den Leuten, die eine bessere 3tellung im Produktionsprozess
haben. Ich glaube, die institutionelle Krise beruht wesentlich darauf,
dass Randgruppen der Arbeiterschaft, etwa die ausländischen Arbeitnehmer,
etwa die Heimarbeiter, etwa die weiblichen Arbeitnehmer nicht in diese
Institution integriert sind, und dass diese ihre Interess~teil~eise ge­
gen den Gewerkschaftsapparat geltend machen mUssen. Das hängt unter an­
derem mit der personellen Identität von einer Stellung zusammen, die je­
mand im Produktionsprozess hat, also gerade bei den Vertrauensleuten und
Betriebsräten, und dass diese Leute häufig in doppelter Funktion Vorge­
setzte sind. Man merkt das dann daran, dass bei den ,Arbeitern h~urlg

von den "Bonzen" geredet wird. Unter "Bonzen" versteht man dabei genau
die Leute, die die Arbeiterschaft nicht mehr voll repräsentieren.

~Hart~ Wenn ich Sie recht verstanden habe, würde das bedeuten,
dass Sie davon ausgehen, dass die ganze Institution noch
arbeitsfähig ist. Man müsste sie natürlt'ch etwas verfei­

nern, etwas anpassen, andere Jruppen hereinnehmen, die bisher unter­
repräsentiert sind und gewisse ~ängel abschaffen, im grossen ganzen der
Apparat aber noch funktionsfähig ist.

8. ~utzi~~ Wenn die paritätische Mitbestimmung durchkommt, dann wird
das dem institutionellen Rahmen eine~ cneuen Vertrauen~­

kredit geben. Gb der lange vorhält, ist eine andere Frage.

9. Marianelli: A pro~s Konstitutionalisierung: wenn ein Kind kranK ist
oder wird - die Tatsache, dass es getauft worden ist, be­
deutet nichts. Dass schon vor 150 Jahren diese Frage deI'

Mitbestimmung konstitutionalisiert wurde, bedeutet fast nichts, beinahe
das Gegenteil. Das sind also nicht Symptome einer Krise, sie können eine
solche Krise nicht sozusagen verursachen. Wenn aber eine Krise, oder
die r.rise kommt, dann kann alles platzen.
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10. Nutzinger: Ich glaube, Sie vergessen eines bei dem Vergleich mit
der Taufe, dass nämlich die Kirche, oder in diesem Fall
die Mitbestimmung auch zur materiellen Gewalt werden kann.

Nehmen Sie die Geschichte der deutschen Novemberrevolution von 1918.
hohln haben sich damals die Arbeiter- und Sdbatenräte entwickelt? Zum Be­
triebsrätegesetz von 1921. Dort wurden sie integriert und konnten sie
integriert werden, weil es bereits im ersten Weltkrieg, von den Militärs
forciert. solche Mitbestimmungskommissionen gab. NatUrlieh, das Interesse
der Militärs bestand nicht darin, dass die Arbeiter jetzt mehr Rechte
naben sollten, sondern es bestand darin, dass die Produktion reibungslos
lief und deswegen hat man es damals institutionalisiert. Aber da hat
sich gezeigt, dass es mehr ist als eine Taufe, denn es hat eine inte­
örative Funktion bewiesen. Es wäre niemals möglich gewesen, die Rätebe­
~egung in Deutschland auf dieses Gleis abzuschieben, wenn es dieses
Gleis nicht vorher schon gegeben hätte. Und so ähnlich ist es mit der
Entwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg. Die ganzen Energien der sozialen
Ver~nderung haben sich in Deutschland auf Betriebsverfassungsgesetz,
Montan-Mitbestimmungsgesetz geworfen. Ich glaube daher, dass Ihr Vergleich
nicht ganz stimmt, weil das deutsche Institutionensystem schon sehr
nCichhalt1g davon geprägt ist. Es ist natürlich klar, wenn die Wirtschaft
einen fundamentalen Konflikt hat, dann werden auch diese Institutionen
nichts mehr nUtzen.

11 .. Tilford: Wenn man Untersuchungen zur Wirkung der Mitbestimmung
liest, dann bekommt man den Eindruck, dass die Mitbe­
stimmung bei den Arbeitern ihr Ziel verfehlt hat. Die

Arbeiter sind nicht der Meinung, dass sie jetzt einen Anteil an der FUh­
r'uf46 ul'S ßetrl~bes haben. Sie fUhlen s1ch genauso von der FUhrung der
Acbeltnehmer, von dem Betriebsrat entfremdet wie frUher. Auch wenn man
Romane von ~ax von der QrUn liest, bekommt man nicht den Eindruck, dass
die Mitbestimmung fUr die Arbeiter etwas Bedeutendes erreicht hätte.

12. Nutzinger: So wUrde ich das nicht sagen. Aber die Arbeiter sind
realistisch. Sie wissen, dass diese Mitbestimmungsor­
ganisationen für den einzelnen sehr wenig erreichen. Die

Frage ist, was 3ie mit ~itbestimmung verbinden. Wenn Sie es unter dem
~esichtspunKt des Y~lsenmanagements sehen, dann ist das bis jetzt eine
fl,r' fol~re i che Tnsti tuti on gewesen. Wenn Sie es unter dem Aspekt der 50­

'tiai.en Veränderung sehen, dann war sie bis Jetzt relativ wirkungslos.
:~e1ne Vt:r'mutung, oder meine Hoffnung ist, dass eine Ausdehnung der pari­
thtischen Mitbestimmung auf die gesamte Wirtschaft eine Art von quali­
tativem Umschlag geoen wird. Das Betriebsverfassungsgesetz hat den Ar­
Deitern relativ wenig Rechte gegeben. Und die Montanmitbestimmung war
beschränkt auf eine Industrie, die zudem noch eine abnehmende Tendenz
[la t te J d.h. das--wär keine Wachstumsindustrie • Da diese Industrie ten­
denziell auf einern absteigenden Ast war, konnte sich die Mitbestimmung
schon von daher nicht richtig auswirken.

~Lasserre: Finden Sie nicht, dass eine erweiterte Mitbestimmung
den Integratlonsprozess der Gewerkschaften verstärken
würde und sich damit die Kluft zwischen Gewerkschaften

unQ ~1tgliedern weiter vergrössern könnte?

14. Nutzinger: Die Gewerkschaften sind ja voll integriert. Es gibt,
glaube ich keine, wenigstens keine bedeutenden Gewerk­
schaften, die so sehr Teil des öffentlichen Lebens wären,

wie das die deutschmGewerkschaften sind. Die Gewerkschaften haben das
auch theoretisch reflektiert. Sie sagen, wir gehen den integrativen Weg.
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15. Munro:

Wenn irgendwelche Entscheidungen fallen, dann mUssen sie unter Hiniu­
ziehung der Gewerkschaften fallen. Die englischen ~nd die französischen
Gewerkschaften verfahren umgekehrt. Sie sagen: gut, Ihr Unternehmer
fällt eure Entscheidung und wir reagieren darauf. •

Wieso sagen Sie dann, dass "Sozialpartner" ein Leerbe­
griff ist?

16. Nutzinger: Der Begriff der "Sozialpartner" bezieht sich nicht auf
die Ebene der Mitbestimmung, sondern auf die Ebene des
TarlfkonTlikts. Und der Tarlfkonfllkt ist relativ unab­

hängig von den Mitbestimmungsregelungen.

l..l:..-.1'ilford..! Der Ausdruck "Sozialpartner" und der Ausdruck "Mitbe-
stimmungtt sind doch bezeichnend fUr die Art, in d~r Kon­
flikte ausgetragen werden. Ich meine nicht, dass man be­

haupten kann, dieser Begriff "Sozialpartnerschaft" bedeute nichts. Er hat
so glaube ich, wenigstens ein bisschen Symbolcharakter. Deswegen braucht
man die Ideologie der Sozialpartnerschaft nicht zu teilen. Aber. übet'­
haupt die BenUtzung solcher AusdrUcke scheint mir bezeichnend zu sein
fUr die Einstellung zu sozialen Konflikten.

18. Wellershoff: Man kann diesen Begriff doch auch so interpretieren,
dass damit ein Recht, ein Anspruch formuliert wird, an
diesen Dingen teilzunehmen. Darin ist doch nicht nur eine

Unterwerfungserklärung enthalten.

111. DER NICHT-INSTITUTIONALISIERTE KONFLIKT
Wilde Streiks und die Rolle der Gewerkschaften

19. Lusset: In der Analyse von Herrn von Beyme war
es ganz merkwUrdlg, zu hören, dass nicht die unteren und

aie oberen Schichten der Arbeiter Urheber der wilden Streiks gewesen
sind, sondern die mittleren Schichten der Arbeiter. Als bei uns in Frank­
reich die ersten wilden Streiks stattgefunden haben - schon vor einigen
Jahren in Le Mans bei Renault - da waren es die untersten Schicht~n der
Arbeiter, die sogenannten OS, die diese wilden S~reiks gemacht haben.
Und das war gegen die Gewerkschaften genausogut wie gegen die Arbeitgeber
gerichtet und das scheint mir sehr bemerkenswert zu sein.
Das zweite ist, dass schon vor Jahren in Le Mans die Arbeitsbedlngu~en

in diesen Streiks eine sehr viel grössere Rolle spielten als die Lohn­
forderungen. Das sind die zwei Dinge, die mir aufgefallen sind. Die
späteren Streiks hatten dieselben Merkmale und dazu sind natUrlieh auch
die Gastarbeiter gekommen. Aber die Streiks richteten sich nicht gegen
ihre Kameraden, sondern auch gegen die Gewerkschaften. Es scheint mir'
also, als ob es wenigstens latent eine Revolte der Massen gegen die
Apparate der Gewerkschaften 1st und das scheint mir ganz 1nteressaut
fUr unsere modernen Gesellschaften, wo die Herrschaft der Apparate in
jeder Beziehung immer erdrUckender wird. Dass die Individuen dagegen
rebellieren, scheint mir etwas Heues und etwas von grossen, möglichen
Konsequenzen zu enthalten.
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?ü ._ Nu tzi!:!ß.er: Die wilden Streiks in Deutschland sind von Anlass 211 An­
lass verschieden. Die letzten wilden Streiks wurden
vorwiegend von den Unterrepräsentierten getragen, von

der untersten Schichtj das waren die MUllwerker, das waren die Hilfsar­
beiter bei Ford, das waren gerade die Leute, die typischerweise in den
~:ltbestirnrnungsorganenunterrepräsentiert sind. Sehen Sie sich z.B. das
~ystem bei Ford an: Die Vorarbeiter sind häufig auch gleichzeitig 1m
i~ttriebsrat. Sie sind daher in doppelter Funktion, als Angehörige des
(~etrlebsrates von der Mi tbestimmungsebene her, wie auch im Arbei tspro-
zess als Vorarbeiter, die Vorgesetzten dieser Kulis. Und diese Revolte
ztigte in gewissem Sinne Repräsentanzprobleme inlden Mitbestimrnungs­
institutionen.
Aber es gibt z.B. die Streiks von 1969. Die stammten vorwiegend von der
Ebene der Facharbeiter, die besonders hohen gewerkschaftlichen Organi­
s1erungsgrad haben und die häufig die Vertrauensleute sind und so etwas
schnell organisieren können.
Was Sie über die Rolle der Gewerkschaften sagten, wUrde ich fUr Deutsch­
land nicht bestätigen. Ich habe versucht klarzumachen, dass es in Deutsch­
land diesen Widerspruch nicht so sehr gibt. Er beruht mehr auf einer
Rollenverteilung. Wenn Sie mit den Gewerkschaften und teilweise auch mit
Nlchtgewerkschaftlern sprechen, werden Sie sehen,' daß das ganz gut
klappt. Das geht teilweise augenzwinkernd: macht ihr den Streik, wir ge­
ben euch Rechtsschutz.

IV. KONFLIKTGHUPPEN

21. wellershoff: Nach Ihrem Referat müsste man annehmen, dass die eigent­
liche Konfliktmasse, Konfliktgruppe die Arbeiter seien.

Aber ich sehe, die Konfliktgruppen sind die Intellektuel­
len, die Studenten usw. Die irritierten Gruppen und die deklassierten
~~uppen haben Sie z.B. sicher bei den Intellektuellen, bzw. bei den Tei­
len der Studenten, die unsichere Berufsperspektiven haben, nicht~l den
Medlzlnstudenten und Juristen, sondern bei den Soziologen usw.

J2. Nutzlnger: Ich glaube, die Konfliktgruppe bei mir waren nicht die
Arbeiter. Was ich zu zeigen versuchte ist, dass zum er­
stenrnal, etwa in den letzten beiden Jahren, die Arbeiter

zu den Trägern des Konflikts werden. Die Vorhut, das waren meiner Mei­
nung nach die Intellektuellenj das habe ich vielleicht nicht ganz deut­
lich gemacht. Aber ich glaube, dass sich das in die Arbeiterschaft Uber­
tragen hat. Das liegt daran, dass die Differenzierung der Arbeiterschaft,
insbesondere mit dem Problem der Gastarbeiter, dazu fUhrt, dass wir
Handgruppenprobleme innerhalb der Arbeiterschaft haben. Auch das 1st ein
relativ neues Problem. Nehmen Sie diesen berühmten Streik bei Ford: da
gab es ja einen Konflikt gerade innerhalb dieser sogenannten Arbeiter­
klasse, als die tUrkischen Kulis gegen ihre deutschen Vorarbeiter revol­
tiert haben.

2). Wellershoff: Lohnkärnpfe sind etwas ganz normales, die gefährden den
Bestand der Gesellschaft Überhaupt nicht. Die Intellek­
tuellen haben aber ganz andere Konzepte von der Gesell­

scnaft, Fundamentalkritik usw. Die Arbeiter dagegen wollen am Wirt­
schaftsprozess teilnehmen, darum geht es, weitere Perspektiven haben sie
doch gar nicht.

-6-



-b- (99)

24. Nutzlnger: Nur, das Bekenntnis zu unserer Wirtschaftsordnung ist
eben davon abhängig, dass diese Wirtschaftsordnung den
normalen Lohnzuwachs liefert. Und das Neue an der

Situation ist, dass wir das fUr 1974 nicht erwarten können und das ist,
so glaube ich, eine entscheidende neue Konfliktmanifestation.

~ Wellershoff: Mich interessiert, wie sich das Lohnverhältnis zwischen
Arbeitern und Angestellten oder Arbeitern und akademi­
schen Berufen verändert hat. Sind die Unterschiede ver­

wischt oder sind sie vergrässert worden?

26. Nutzinger: Darüber gibt es, glaube ich, kein verläes11ches Zahlen­
material. Aber was man so als Stimmung kennt 1st, dass
diese Unterschiede eher abgenommen haben, insbesondere

fUr die Gruppe der Facharbeiter. Die Facharbeiter haben in einigen Be-
reichen die Angestellten und die Beamten UberflUgelt.

~. Wellershoff: Man hört manchmal ganz phantastische Dinge. Ich habe
einen Arbeiter getroffen, der war Fachmann fUr Verblen­
dung von Gebäuden und er sagte, er komme auf Uber
4.000,-- DM im Monat im Akkord.

28.:..~~~~.!!!8~!:.!. Das gibt es einmal fUr Berufe, die eine relativ speziali­
sierte Ausbildung erfordern, als auch auf Grund kurz­
fristiger Knappheit. Aber die langfristige Tendenz die

wir haben ist, dass die Entlohnung nicht mehr nur an die Entle1stung ge­
bunden wird, sondern dass sie zum Teil eine Kompensation fUr unangenehme
Arbeitsbedingungen ist. Heute wird häufig schon so die Wahl getroffen,
dass man bereit 1st, auf eine gewisse Entlohnung zu verzichten, wenn man
nicht dreckige Arbeit machen muss.

E2. We11ershoff: Das gilt rUr Verlagsangestellte. Man sagt, das 1st eine
angenehme Arbeit, da brauchst du nicht so viel Geld.

30. Nutzinger: Ja, aber teilweise wird das schon 'bei cer Berufswahl be­
rücksichtigt. Die Tatsache, dass man als Angestellter
den weissen und nicht den blauen Kittel trägt, fÜhrt

tatsächlich dazu, dass man solche Be~ufe wählt, und fUhrt auch dazu, daß
wir gerade rUr diese Bereiche Gastarbeiter brauchen, weil wir nicht be­
reit sind, das zu machen.

~Dlamant: Diese Tendenz ist nicht nur auf die Bundesrepublik be-
grenzt. In Amerika, um nur ein Beispiel zu geben, werden
die Fahrer der schweren Lastkraftwagen auf langen Strek­

ken viel besser bezahlt als Assistenzprofessoren. Aber sonst ist Amerika
vielleicht nicht so charakteristisch, weil wir schon immer nicht 50 se.~

eine Klassengesellschaft gewesen sind, im Sinne von Marx, sondern eine
"Income-Society". Die Stellung richtet sich nach dem Einkommen. Wenn
der Kraftfahrer 20.000 Z im Jahr verdient und der Assistenzprofessor
nur 12.000 $ - das sind 50 ungefähr die Grössen - dann ist es ganz klar,
dass der Kraftfahrer höher gestellt ist als der Assistenzprofessor, weil
wir diese sozialen Vorurteile der alten Welt noch nicht importiert haben.

32. ~utzinger: Sie haben eben gesagt, Amerika sei keine Klassengesell-
schaft 1m Marx'schen Sinne. Ich wUrde das schon sagen,

weil Marx nicht so sehr auf das Bewusstsein dep Leute abhebt. sondern
auf ihre objektive Stellung. Und die Stellung eines amerikanischen Ar­
beiters im Produktionsprozess, seine sozio-ökonomlsche Stellung unter'­
scheidet sich nicht wesentlich (von der seines europäischen Kollegen).
Was sich unterscheidet, das ist seine Entlohnung und sein Bewusstsein,
das er von seiner Stellung hat. Ich glaube, das wird der zentrale Unter­
schied sein.

-7-



-(-

~_DURCHSETZUNGSVE~MöGENVON GRUPPEN
(.schriftsteller - Drucker - Heimarbeiter - Verbraucher)

(100)

~~. Wellershoff: Mir ist noch deutlich geworden, dass in den Regulations­
mechanismen unserer Gesellschaft nur diejenigen Gruppen
eine Chance haben, am wirtschaftlichen Prozess beteiligt

zu werden, die relevant sind, die, wenn sie unzufrieden sind, die ganze
Gesellschaft gefährden können. Dagegen sind die Schriftsteller eine
völlig belanglose Gruppe und daher 1st bei ihnen ein fortschreitender
Deklassierungsprozess im Gange. Wie ich es sehe, besteht da ein vtll11ger
Widerspruch. Ich habe das einmal in Gewerkschaftsversammlungen formuliert,
was volle EntrUstung hervorgerufen hat, weil da Solidarität proklamiert
werden sollte zwischen Schriftstellern und Druckern. Es ist eindeutig,
dass die Drucker mächtig genug sind, um am Lohnfortschrift teilzunehmen.
Da~ wirkt sich so aus, dass Jüngere, unbekannte Autoren keine Chance mehr
haben, gedruckt zu werden. Da die Herstellungskosten so steigen, daß man
Dur noch hohe Auflagen riskieren kann, wenn sie rentabel sein sollen,
fällt das einfach aus. In der Vorstellung der Schriftsteller und der Ge­
werkschaften sollte doch eine Solidarität der Interessen formuliert wer­
den.
Ich will mal ein Beispiel fUr das Selbstbewusstsein anfUhren. Im Kurs­
buch 1, hat der Michel die Frage gestellt: Was wUrde passieren, wenn
man 300 freischwebende Intellektuelle exekutieren wUrde? Es wUrde Uber­
haupt nichts passieren in der Gesellschaft. So ist die Vorstellung,
w~il man sie nicht braucht.

)4. Nutzlnger: Ich wUrde das so nicht sagen: es ist nicht so sehr die
Frage, was jemand fUr die Gesellschaft beiträgt, sondern
wie er sich durchsetzen kann; denn der Beitrag eines

Schriftstellers oder eines Künstlers zur Gesellschaft ist zweifellos
sehr gross und sehr wichtig. Die Frage 1st effektiv, wie man Interessen
organisieren kann.
Ich habe gestern schon gesagt. sozio-ökonomisch sind die Schriftsteller
oder die KUnstler häufig Heimarbeiter. Sie sind zwar rechtlich kleine
Unternehmer, aber tatsächlich arbeiten sie für dl~grossen Distributions­
apparate. Eine andere 3ruppe, die in der bundesrepub11kanischen Gesell­
schaft genauso benachteiligt ist. obwohl sie genauso wichtig ist fUr
das Funktionieren etwa der ökonomischen Strukturen, sind die tatsächli­
chen Heimarbeiter im Produkt1onsprozess. Ihre wesentliche Schw~he 1st,
daß sie schlechter organislerbar sind, dass sie ihren Marktkontrahenten
vtreinzelt gegenUberstehen. Das hängt auch nicht so sehr mit der geringen
Zahl der Schriftsteller zusammen. Die Zahl der Heimarbeiter im Pro­
dukt1onsprozess ist beträchtlich. Aber ich möchte noch eine ganz andere
Gruppe ansprechen, nämlich aie Gruppe der Konsumenten. Die Gruppe der
Konsumenten 1st zweifellos die grösste Gruppe, aber gleichzeitig poli­
tisch die einflussloseste, einfach deswegen, weil sie so heterogen ist,
dass sie sich nicht wirklich organisieren kann.

35. Tilford: Ich habe noch eine weitere Frage zu den Konsumenten als
Interessengruppe. In den Vereinigten Staaten hat es An­
zeichen dafür gegeben, dass die Konsumenten beginnen,

sich als Interessengruppe zu organisieren, Ralph Nader. Sind solche An-
zeichen auch in der Bundesrepubllk vorhanden?

36. Nutzinger: Doch, das gibt es in der Bundesrepubllk. Das gab es eigent­
lich sogar frUher, als es den "Consumerlsm" in Amerika
gab. Nur leidet die deutsche Konsumentenbewegung darunter,

daß sie nicht selbständig ist. Zum Teil speist sich diese Verbraucherbe-
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wegung aus den Gewerkschaften, aus den Konsumgenossenschaften, den
coops, und vertritt insofern teilweise schon wieder Ziele gerade dieser
Gruppen. Zum anderen gab es bei uns einmal eine Zeitschrift "DM-Test"
und die wurde von der Industrie derart mit Prozessen ein~edecktJ daß
sie schllessllch einging und dann von einer Institution Stiftung Wa­
rentest ' Ubernommen wurde, die als eine staatliche und bUrokratisch(>
Institution nicht mehr so aggressiv wirkt. Was in Deutschland fehlt,
ist eine relativ selbständige, von den Institutionen oder von den Ver­
bänden relativ unabhängige Bewegung, wie etwa Ralph Naders 'Hesearch
group'. Es gibt sie zwar, sie ist aber wieder an Partikularinteressen ge­
bunden.

37. Diamant: Aber nur das ist bei Ihnen möglich, glaube ich. Die
deutsche Gesellschaft ist doch in gewissem Sinne noch
oder wieder eine korporative Gesellschaft, in der man

nur weiterkommen kann, wenn man organisiert und vom Staat anerkannt 1st.
Naders grosses Verdienst 1st, dass er unabhängig ist. Das hat es, so
scheint mir, in der Bundesrepubl1k nie gegeben, einen Freiraum "a free
space" fUr spontane soziale Organisationen. Die Bundesrepublik, wie fast
alle europäischen Länder sind mehr oder weniger korpo'rati ve Gese llschaf­
ten geblieben.

VI. DER TERTIÄRE SEKTOR

~ Wellershoff: Ich h'abe roch eine laienhafte Frage. Sie sagen, eine
moderne Wirtschaft ist eine Wirtschaft, in der der
tertiäre Sektor wächst. Nun kann ich mir auch vorstellen,

dass eine Gesellschaft, die reich 1st und mit organisierter Industrie
ausgestattet 1st, in grossem Masse immer mehr Arbeitskräfte
in Konsum von Dienstleistungen dirigiert. Aber weshalb ist denn eine
solche W:rtschaft stabiler? Das ist doch eine zusätzliche Belastung.
rst denn der tertiäre Sektor nicht gleichzeitig unproduktiv? Das 1st
doch eigentlich ein Konsumsektor.

~_Nu~~ Nein, ein grosser Teil des tertiären Sektors dient ja
gar nicht dem unmittelbaren Konsum. Nehmen Sie den Be­
reich Forschung und Entwicklung. Der ist Deutschland

seltsamerweise unterr~präsentlert. Das zeigt sich unter anderem in unse­
rer Patentbl1anz mit dem Ausland. Die Bundesrepublik, die sonst Uberall
In der Leistungsbilanz UberschUsse hat, fUhrt gerade auf diesem, für oie
langfristige Entwicklung wichtigen Gebiet - und das ist ein Dienst­
leistungssektor - mehr Rechte ein, als sie vergibt. Und das ist ein Um­
schwung, den wir da haben.




